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ERBTEILSKAUFVERTRAG

Auslegung einer salvatorischen Klausel

von RA Notar StB Dipl.-Kfm. Gerhard Slabon, FA ErbR, Paderborn

Haben die Parteien (Brüder) in einem Erbteilskaufvertrag eine salvatorische 
Klausel vereinbart, wonach nur wechselseitige Ansprüche bezogen auf den 
Nachlass ihres verstorbenen Vaters ausgeschlossen sind, schließt dies 
nicht aus, dass die Parteien außerhalb dieser Vereinbarung eine insgesamt 
abschließende Regelung hinsichtlich aller Vorgänge im Zusammenhang 
mit den finanziellen Angelegenheiten auch ihrer verstorbenen Mutter 
treffen wollten (OLG Koblenz 15.5.14, 3 U 258/14, Abruf-Nr. 142213).

Sachverhalt 
Die Parteien sind Brüder und je zur Hälfte Erben ihrer Anfang 2008 verstor-
benen Mutter. Der Vater der Parteien ist vorverstorben. Der Kläger K nimmt 
seinen Bruder auf Schadensersatz in Anspruch. Die Parteien streiten darüber, 
ob der beklagte Bruder Abbuchungen vom Konto der Mutter getätigt hat, die 
teilweise zu Lebzeiten der Mutter ohne deren Kenntnis erfolgt seien. 

Die Bevollmächtigten der Parteien schlossen in 2009 eine einvernehmliche 
Regelung, wonach mit dem Erbteilsverkauf des beklagten Bruders das Erbe 
insgesamt auseinander gesetzt sein sollte. Die salvatorische Klausel in dem 
notariell beurkundeten Erbteilskaufvertrag lautet allerdings dahin, dass mit 
Vollzug der Urkunde nur wechselseitige Ansprüche bezogen auf den Nach-
lass des verstorbenen Vaters ausgeschlossen sein sollen.

Die anwaltlichen Vertreter gaben an, dass im Zuge des Erbteilskaufvertrags 
auch die hier streitgegenständlichen Kontoabbuchungen Gegenstand der 
Verhandlungen gewesen seien. Die Vereinbarung hätte nach Auffassung des 
anwaltlichen Vertreters des K keinen Sinn ergeben, wenn damit nicht eine 
abschließende Regelung verbunden gewesen wäre. Mit der Zahlung von 
25.000 EUR für den Erbanteil des Bruders habe der Punkt „Abbuchungen 
vom Konto der Erblasserin“ abgegolten sein sollen.

Entscheidungsgründe
Mit der Erledigung der Erbauseinandersetzung hinsichtlich des Nachlasses 
der Erblasserin waren auch die hier streitgegenständlichen Ansprüche abge-
golten. Dem steht nicht entgegen, dass nach dem Wortlaut des Erbteilskauf-
vertrags die Brüder mit dem Vollzug der Urkunde ausdrücklich nur wechsel-
seitige Ansprüche, bezogen auf den Nachlass ihres verstorbenen Vaters aus-
geschlossen haben. 

Mit Recht nimmt das LG nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme an, dass 
mit dem Ausschluss sämtlicher wechselseitiger Ansprüche zwischen den 
Brüdern nicht nur weitergehende Ansprüche in Bezug auf den Nachlass des 
vorverstorbenen Vaters der Parteien, sondern auch Ansprüche, die im 
Zusammenhang mit dem Ableben der Erblasserin stehen, ausgeschlossen 
sein sollten. Dafür spricht bereits der zeitliche Zusammenhang der Ereignisse. 
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Nachlass: Hat der 
eine Erbe sich  
über vorzeitige 
Abbuchungen einen 
Vorteil verschafft

Parteien vergleichen 
sich – Erbteils
kaufvertrag mit 
salvatorischer 
Klausel

Im Nachhinein:  
Sind alle Ansprüche 
über den Vergleich 
abgedeckt?

LG nimmt zu Recht 
an, dass mit  
dem Erbteilskauf
vertrag ... 
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Die Mutter der Parteien ist Anfang 2008 verstorben. Der Vater war vorver­
storben. Zum Zeitpunkt der Beurkundung des Erbteilskaufvertrags bestand 
keine Veranlassung mehr, den Nachlass des Vaters zu regeln; Veranlassung 
bestand vielmehr, den Nachlass der verstorbenen Mutter zu regeln. 

Praxishinweis
Nicht selten zeigt eine Partei nach Abschluss eines Vergleichs „Vergleichs­
reue“, fühlt sich also im Nachhinein benachteiligt und ist der Auffassung „man 
hätte doch noch mehr herausholen können“. Vor diesem Hintergrund ist es 
sicherlich richtig gewesen zu klären, was die Parteien mit ihrer Abgeltungs­
klausel wollten: Sie wollten – damals – den gesamten Streit erledigen; der 
Streit bezog sich offenbar auf beide Erbfälle, sodass auch beide erledigt worden 
sind.

... sämtliche 
wechselseitigen 
Ansprüche aus­
geschlossen sind

GEMEINSCHAFTLICHES TESTAMENT

Zur Bindungswirkung und Anfechtbarkeit  
eines gemeinschaftlichen Testaments
von RA Notar StB Dipl.-Kfm. Gerhard Slabon, FA ErbR, Paderborn

Enthält eine gemeinschaftliche letztwillige Verfügung, in der sich Ehe­
leute gegenseitig als Alleinerben einsetzen, keine weiteren Regelungen 
und lässt sich ein auf Ausschließung der Wechselbezüglichkeit gerichteter 
Wille der Eheleute nicht anhand greifbarer Tatsachen feststellen, verbleibt 
es bei der Auslegungsregel des § 2270 Abs. 2 BGB (OLG Düsseldorf 27.3.14, 
I-3 Wx 54/13, Abruf-Nr. 141895).

Sachverhalt
Die Erblasserin und ihr Ehemann errichteten am Anfang 1979 ein gemein­
schaftliches Testament, in dem sie sich gegenseitig als Alleinerben einsetzten; 
Mitte 2007 errichtete die Erblasserin ein weiteres (Einzel-)Testament, in dem 
es heißt: „Nach meinem Tode erbt Frau IK mein Haus ... sowie die Einrichtung. 
Wenn mein Mann WS mich überlebt, hat er bis zu seinem Ableben Nutzungs­
recht.“ Weiter verfügte die Erblasserin, dass ein Sparguthaben, um dessen 
Verteilung die IK sich kümmern solle, unter bestimmten Personen gleich­
mäßig aufzuteilen sei.

Die IK ist die Tochter des WS aus einer früheren Bindung. IK focht das Testa­
ment aus Anfang 1979 an, weil die Erblasserin – dies ergebe sich aus den neu 
errichteten Testamenten aus dem Jahr 2007 – irrtümlich davon ausgegangen 
sei, dass sie das Ehegattentestament von 1979 ändern dürfe. Der WS hat 
gestützt auf das Ehegattentestament aus 1979 beantragt, ihm einen Erbschein 
zu erteilen, der ihn als alleinigen Erben nach der Erblasserin ausweist.

Der Ehemann WS verstarb Ende 2012. Er hatte Mitte 2012 ein notarielles 
Testament hinterlassen, in dem er zu gleichen Teilen seinen Neffen, seinen 
Schwager und seinen Betreuer eingesetzt hatte.
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Gemeinschaftliches 
Testament ohne 
Abänderungs­
befugnis

Später errichtet  
Ehefrau ein  
weiteres Testament

Irrtum über die 
Unabänderbarkeit?


